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Geänderter Richtlinienvorschlag: Strafrechtliche Maßnahmen zur  
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums 

 
Die EU-Kommission hält die Verletzung geistigen Eigentums für ein Phänomen, „das zuneh-
mend an Bedeutung gewinnt und dessen internationale Dimension für die einzelnen Staaten und 
ihre Volkswirtschaft inzwischen eine ernsthafte Bedrohung darstellt. (…) Über die wirtschaftli-
chen und sozialen Folgen hinaus werfen Nachahmung und Produktpiraterie auch Probleme beim 
Verbraucherschutz auf, besonders wenn die Gesundheit oder die Sicherheit auf dem Spiel 
steht.“ Nicht zuletzt stehe das Phänomen auch mit der organisierten Kriminalität in Verbindung. 
Zur Ergänzung der Richtlinie 2004/48/EG „zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigen-
tums“ legte die EU-Kommission daher im Juli 2005 einen Richtlinienvorschlag „über strafrecht-
liche Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums“ und einen diesen 
ergänzenden Rahmenbeschlussvorschlag „zur Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens zur 
Ahndung der Verletzung geistigen Eigentums“ vor. Nach dem Urteil des EuGH vom 
13. September 2005 (Rs. C-176/03) – zur Verteilung der (Umwelt-)Strafrechtskompetenzen 
zwischen 1. und 3. Säule – zog die Kommission ihren Entwurf zurück und übernahm die 
Bestimmungen weitgehend und fast wortgleich in ihren im April 2006 vorgelegten geänderten 
Richtlinienvorschlag. 
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Inhalt des geänderten Richtlinienvorschlags 
Der geänderte Richtlinienvorschlag verpflichtet 
die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, „dass jede 
vorsätzliche, in gewerblichem Umfang begange-
ne Verletzung eines Rechts des geistigen 
Eigentums, der Versuch einer solchen Rechts-
verletzung sowie die Beihilfe und Anstiftung dazu 

als Straftat gilt“ (Art. 3). Dabei beziehen sich die 
strafrechtlichen Maßnahmen auf „die Rechte des 
geistigen Eigentums, die im Gemeinschaftsrecht 
und/oder im innerstaatlichen Recht der Mitglied-
staaten vorgesehen sind“ (Art. 1 Abs. 2). Als 
Sanktionen für die Straftaten im Sinne von Art. 3 
sind für natürliche und juristische Personen 
Geldstrafen vorzusehen sowie „die Einziehung 
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des Tatgegenstands, der Tatwerkzeuge und 
Erträge aus den Straftaten oder von Vermögens-
gegenständen, die im Wert diesen Erträgen 
entsprechen“; für natürliche Personen ist darüber 
hinaus Freiheitsstrafe vorzusehen (Art. 4 Abs. 1), 
die im Höchstmaß von vier Jahren verhängt 
werden können muss, „zumindest wenn diese 
Straftat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung 
im Sinne des Rahmenbeschlusses … zur Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität be-
gangen wurde oder wenn von dieser Straftat 
eine Gefährdung der Gesundheit oder Sicherheit 
von Personen ausgeht“ (Art. 5 Abs. 1). Das 
Höchstmaß der strafrechtlichen und nicht straf-
rechtlichen Geldstrafen beträgt „mindestens 
100.000 € für alle Fälle mit Ausnahme der 
besonders schweren Fälle“ bzw. mindestens 
300.000 € für die Fälle nach Art. 5 Abs. 1 (vgl. 
Art. 5 Abs. 2). Außerdem werden die Mitglied-
staaten verpflichtet, „in geeigneten Fällen“ u.a. 
folgende Sanktionen vorzusehen: Vernichtung 
schutzrechtsverletzender Gegenstände, Be-
triebsschließungen, Gewerbeuntersagungen und 
die Veröffentlichung von Gerichtsentscheidungen 
(vgl. Art. 4 Abs. 2). Juristische Personen im 
Sinne der Richtlinie sind nicht „Staaten oder 
sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die in Ausübung ihrer hoheitlichen Befugnisse 
handeln, sowie internationale Organisationen 
des öffentlichen Rechts“ (Art. 2). Die Mitglied-
staaten müssen dafür sorgen, „dass die betrof-
fenen Inhaber von Rechten des geistigen Eigen-
tums oder ihre Vertreter sowie Sachverständige 
an den von gemeinsamen Ermittlungsgruppen 
geleiteten Untersuchungen von Straftaten im 
Sinne von Art. 3 mitwirken können“ (Art. 7). 
Schließlich haben die Mitgliedstaaten sicher-
zustellen, „dass die Möglichkeit, strafrechtliche 
Ermittlungen oder eine Strafverfolgung gegen 
Straftaten im Sinne von Art. 3 einzuleiten, 
zumindest wenn die Tat in ihrem Hoheitsgebiet 
begangen wurde, nicht von der Aussage oder 
Anzeige eines Geschädigten abhängig gemacht 
wird“ (Art. 8). Die Umsetzungsfrist der Richtlinie 
soll achtzehn Monate betragen (vgl. Art. 9 
Abs. 1). 
 
Inhaltlicher Unterschied zwischen dem 
geänderten Richtlinienvorschlag und den 
ursprünglichen Vorschlägen 
Die Bestimmungen des ursprünglich vorgelegten 
Rahmenbeschlussentwurfs wurden von der EU-
Kommission weitgehend und fast wortgleich in 
ihren geänderten Richtlinienvorschlag über-
nommen. Nicht übernommen wurde nur Art. 5 
(„Zuständigkeit und Koordinierung der Straf-
verfolgung“). Dieser verpflichtete jeden Mitglied-
staat zum einen dafür zu sorgen, „dass er 
zumindest für die Fälle zuständig ist, in denen 
eine Straftat im Sinne von Art. 3 der [vorgeschla-
genen] Richtlinie (…) ganz oder teilweise in sei-
nem Hoheitsgebiet begangen wurde.“ Zum ande-
ren sah Art. 5 für die Fälle mehrerer nationaler 
Zuständigkeiten vor, dass die Mitgliedstaaten 

gemeinsam entscheiden sollten, „wer von ihnen 
die Täter verfolgt mit dem Ziel, die Straf-
verfolgung nach Möglichkeit auf einen einzigen 
Mitgliedstaat zu konzentrieren.“ Die Kommission 
hält diese Bestimmungen nicht (mehr) für er-
forderlich, da sie in dem Bereich der Zuständig-
keit und Koordinierung der Strafverfolgung einen 
horizontalen Ansatz verfolge, wie sich aus ihrem 
im Dezember 2005 vorgelegten „Grünbuch über 
Kompetenzkonflikte und den Grundsatz ne bis in 
idem in Strafverfahren“ ergebe. 
 
Das Urteil des EuGH und die Änderung der 
Rechtsgrundlage 
Die Kommission hat den Rahmenbeschluss-
entwurf zurückgezogen, da sie ihn durch das 
Urteil des EuGH vom 13. September 2005 
(Rs. C-176/03, Kommission/Rat) berührt sah. In 
diesem Urteil hatte der EuGH einen Rahmen-
beschluss des Rates über den Schutz der 
Umwelt durch das Strafrecht für nichtig erklärt, 
da er in die nach Art. 175 EGV der Gemeinschaft 
(1. Säule) übertragenen Zuständigkeiten über-
greife. In einer Mitteilung vom November 2005 
legte die Kommission dar, die Argumentation des 
EuGH gelte nicht nur für den Umweltschutz, 
sondern für alle Gemeinschaftspolitiken und 
Grundfreiheiten, für die es zwingende Normen 
gibt, deren Wirksamkeit gegebenenfalls durch 
strafrechtliche Maßnahmen gewährleistet werden 
muss. Die zu einer wirksamen Umsetzung des 
Gemeinschaftsrechts erforderlichen strafrecht-
lichen Bestimmungen unterfielen demnach dem 
EG-Vertrag. Übertragen auf den Bereich des 
geistigen Eigentums, seien auch die Regelungen 
über die Verstärkung des strafrechtlichen 
Rahmens zur Ahndung der Verletzung geistigen 
Eigentums nicht im Rahmen der 3. Säule (PJZS), 
sondern im Rahmen der 1. Säule (EGV) zu 
erlassen. Diese weit reichende Auslegung des 
Urteils und seine Übertragung auf andere 
Bereiche wird in den Mitgliedstaaten kontrovers 
diskutiert.  
 
Zum Verfahren 
Da die Kommission ihren (geänderten) Richt-
linienvorschlag insbesondere auf Art. 95 EGV 
stützt, findet das Mitentscheidungsverfahren 
gemäß Art. 251 EGV Anwendung; im Euro-
päischen Parlament ist der Rechtsausschuss 
(JURI) federführend zuständig.  
Da der Richtlinienentwurf weitgehend mit den 
ursprünglichen Vorschlägen einer Richtlinie und 
eines Rahmenbeschlusses übereinstimmt, kann 
auf Stellungnahmen zu letzteren zurückgegriffen 
werden. 
Im European Scrutiny Committee des House of 
Commons wurde eine Klarstellung des Begriffes 
des gewerblichen Umfangs thematisiert. Beden-
ken gab es – in Bezug auf die in Art. 4 angeord-
neten Sanktionen und deren Detailliertheit – 
hinsichtlich der Gemeinschaftskompetenz. Die in 
Art. 7 vorgesehenen gemeinsamen Ermittlungs-
gruppen sollten eher in einem übergreifenden 
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Rechtsinstrument geregelt werden; hinsichtlich 
der Beteilung betroffener Inhaber von Rechten 
des geistigen Eigentums an solchen Ermittlungs-
gruppen bestünden praktische Bedenken über 
die Nützlichkeit („utility“), auch stellten sich 
Fragen  der Verantwortlichkeit („accountability“). 
Die britische Regierung erläuterte in einem Brief 
an das Committee, dass zwar Strafverfol-
gungsbehörden vielfach mit Rechteinhabern 
zusammenarbeiteten, es eine Verpflichtung 
hierzu aber nicht geben dürfe; die Regierung 
sehe keine Rechtfertigung dafür, diese Rechte-
inhaber anderen Kriminalitätsopfern gegenüber 
zu privilegieren. Das Committee war der Ansicht, 
dass die EU-Kommission die Erforderlichkeit der 
vorgeschlagenen Maßnahmen für die Durch-
setzung der Rechte des geistigen Eigentums 
nicht dargelegt habe. Vorbehalte gab es zudem 
dagegen, dass Mitgliedstaaten auf Grundlage 
des EGV gezwungen werden, neue Straftat-
bestände einzuführen. 
Im House of Lords prüfte das „Select Committee 
on the European Union (Sub-Committee E: Law 
and Institutions)” die EU-Kommissionsvorschläge 
im Oktober 2005. Auch die Lords hinterfragten 
die Rechtsgrundlage, das Subsidiaritätsprinzip, 
Definitionen, die Beteiligung Privater an polizei-
lichen Ermittlungen und das Verhältnis zum 
TRIPS-Abkommen. In einem Brief des Aus-
schussvorsitzenden vom 8. Juni 2006 – gerichtet 
an Gerry Sutcliffe, den neuen „Parliamentary 
Under-Secretary of State at the Home Office“ – 
wird die Frage nach den Konsequenzen einer 
Begrenzung des Anwendungsbereichs der 
Richtlinie auf Rechte des geistigen Eigentums, 
die im Gemeinschaftsrecht vorgesehen sind, 
aufgeworfen. Die Lords fragten ebenfalls nach, 
ob die von der Regierung favorisierte Begren-
zung des Anwendungsbereichs der Richtlinie auf 
Fälschen und Raubkopieren von anderen Mit-
gliedstaaten unterstützt werde [der Kommis-
sionsvorschlag spricht von „jede(r) (…) Verlet-
zung eines Rechts des geistigen Eigentums“]. 
 
Die Stellungnahme des deutschen Bundesrates 
vom 23. September 2005 konnte noch nicht auf 
das kurz zuvor ergangene EuGH-Urteil in der 
Rs. C-176/03 und die sich darauf beziehende 
Kommissionsmitteilung eingehen. Der Bundesrat 
verneint die Zuständigkeit der EG für die 
vorgeschlagene Richtlinie, da diese eine Straftat 
und die zu erlassenden Sanktionen definiere, der 
Erlass von strafrechtlichen Bestimmungen aber 

nicht durch Art. 95 EGV gedeckt sei. Inhaltlich 
merkt der Bundesrat u.a. an, dass – sofern mit 
den (auch) für juristische Personen vorgesehe-
nen Geldstrafen Kriminalstrafen gemeint seien – 
dies abzulehnen sei: „Das deutsche Recht 
enthält aus guten Gründen keine Kriminalstrafen 
gegen juristische Personen und Personen-
verbände.“ Gleichfalls abzulehnen sei der in 
Art. 4 Abs. 2 normierte Sanktionskatalog, da kein 
hinreichender Anlass „für einen derart tiefen 
Eingriff in die nationalen Sanktionssysteme“ 
ersichtlich sei; sofern der Richtlinienvorschlag 
dahin zu verstehen sei, dass die dort genannten 
Maßnahmen im Strafrecht zu normieren seien, 
sei darauf hinzuweisen, dass das deutsche 
Strafrecht die Mehrzahl der dort genannten 
Sanktionen nicht kenne und sich hierfür bisher 
auch kein Bedürfnis ergeben habe. Auch die in 
Art. 5 Abs. 2 vorgeschlagenen Mindesthöchst-
geldstrafen begegneten gravierenden Bedenken, 
da sie mit dem in Deutschland geltenden Tages-
satzsystem nicht vereinbar seien. Schließlich 
könne die Regelung in Art. 7 – wonach die 
Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen sollen, dass 
die betroffenen Inhaber von Rechten am 
geistigen Eigentum oder ihre Vertreter sowie 
Sachverständige an von gemeinsamen Ermitt-
lungsgruppen durchgeführten Untersuchungen 
mitwirken können – unter bestimmten Umstän-
den eine Verletzung des den Ermittlungs-
behörden obliegenden Gebotes der Unparteilich-
keit bzw. einen Verstoß gegen die Wettbewerbs-
freiheit bedeuten. 
In einer im Februar 2006 beschlossenen 
Stellungnahme zur Mitteilung der Kommission 
betreffend die Folgen des EuGH-Urteils vom 
13. September 2005 weist der Bundesrat u.a. 
darauf hin, „dass nach der Entscheidung des 
EuGH eine Kompetenz der Gemeinschaft, die 
strafrechtliche Sanktionierung bestimmter Ver-
haltensweisen in der ersten Säule vorzusehen, 
nur insoweit besteht, als dies zur Gewährleistung 
der von ihr erlassenen Rechtsnormen erforder-
lich ist (…). Die Gemeinschaft hat hingegen nicht 
die Möglichkeit, in der ersten Säule eine straf-
rechtliche Sanktionierung von Verstößen gegen 
das nationale Recht vorzusehen“ (Nr. 12). 
  
Federführend im Deutschen Bundestag ist der 
Rechtsausschuss, in dessen Unterausschuss 
Europarecht der Vorschlag am 23. Juni 2006 
behandelt werden soll. 
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